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Genossenschaftsmitglied im Ergebnis einer Verpflichtung 
zum Schadenersatz durchaus zeitweilig eine Reduzierung der 
persönlichen Hauswirtschaft in Kauf nehmen muß.

Ist eine zeitweilige Reduzierung des Tierbestandes be­
stimmter Tierarten gegen den Willen des Mitglieds unter den 
genannten Voraussetzungen rechtlich zulässig, reduziert sich 
auch der Umfang der zur Führung der persönlichen Hauswirt­
schaft benötigten Futtermittel, für die nur in dem benötigten 
Umfang ein Vollstreckungsschutz besteht.

Auch die Durchsetzung des Anspruchs der LPG auf Her­
ausgabe von Sachen, hier insbesondere in dem erläuterten 
Zusammenhang mit Diebstahlshandlungen, setzt einen voll­

streckbaren Titel im Ergebnis eines gerichtlichen Verfahrens 
voraus, sofern das Mitglied die Forderung der LPG nicht 
freiwillig erfüllt. Auch in diesen Fällen ist nicht einfach ein 
Herausholen von Vieh oder Futtermitteln aus dem Stall des 
Mitglieds möglich.

Macht man den Genossenschaftsmitgliedern die rechtli­
che Durchsetzbarkeit der Ansprüche der LPG bewußt, dann 
wird in der überwiegenden Zahl der Anwendungsfälle deren 
freiwillige Erfüllung erreicht werden, so daß in der Praxis 
nur in seltenen Ausnahmefällen eine Vollstreckung mittels 
des dafür vorgesehenen rechtlichen Instrumentariums erfor­
derlich werden wird.
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Däe vom XI. Parteitag der SED erneut bestätigte Aufgabe, 
bis 1990 die Wohnungsfrage .als soziales Problem zu lösen, 
verlangt, in diesem Fünfjahrplanzeitnaum mit dem Neubau 
bzw. der Modernisierung von insgesamt 1 064 000 Wohnungen 
für etwa 3 200 000 Bürger die Wohnbedingungen spürbar zu 
verbessern. Dabei spielt die verstärkte Instandhaltung, In­
standsetzung und Modernisierung der Wohnungen und Wohn­
häuser eine wesentliche Rolle.1

Maßnahmen dieser Art, vor allem in städtischen Altibau- 
gebieten, erfordern u. a., daß auch im unmittelbaren Wohn- 
bereich und sogar unter Bedingungen gebaut wird, bei denen 
die Mieter in den Wohnungen wohnen bleiben. Schwerpunkt 
sind dabei Maßnahmen der Instandsetzung und Modernisie­
rung im Funktionsbereich Küche/Bad/WC. Vielfach haben 
örtliche Volksvertretungen und ihre Räte in Beschlüssen klare 
Festlegungen zur Instandsetzung und Modernisierung von 
Wohnungen unter bewohnten Bedingungen getroffen. Sie 
sehen eine umfassende Erläuterung der daibei entstehenden 
Probleme gegenüber den von den Baumaßnahmen betroffe­
nen Bürgern, eine langfristige Vorbereitung der Bauarbeiten 
sowie die Einhaltung der geplanten Termine und des Umfangs 
der einzelnen Maßnahmen durch die bauausführenden Be­
triebe vor. Dazu gehört das kameradschaftliche Zusammen­
wirken der Betriebe der WohnungsWirtschaft (VEB GW/ 
KWV) mit den Mietern (§ 44 ZGB), wobei auch die Baube­
triebe einbezogen werden.

Die Praxis zeigt, daß Baureparaturmaßnahmen in bewohn­
ten Wohnungen bei sorgfältiger Planung zügig realisiert wer­
den. Fehlt es aber an einer planmäßigen Arbeit oder erfassen 
die Baumaßnahmen mehrere Funktionsbereiche der Woh­
nung, so werden für die Mieter oft die Grenzen der Zumut­
barkeit des Bauens unter bewohnten Bedingungen erreicht. 
Bei der Beurteilung der Zumutbarkeit sind zuerst soziale 
Aspekte zu berücksichtigen. So spielen die Bedürfnisse von 
Schichtarbeitern, Kindern und Kranken, die Auswedchmög- 
Mchkeiten innerhalb der Wohnung, arbeitsrechtiich verein­
barte Heimarbeit u. a. m. eine bedeutende Rolle. Darüber 
hinaus wird die Zumutbarkeit wesentlich durch die Rechte 
und Pflichten innerhalb .des Mietverhältnisses berührt.

Das Gesetz über die Bereitstellung von Grundstücken für 
Baumaßnahmen — Baulandgesetz — vom 15. Juni 1984 (GBl. I 
Nr. 17 S. 291) sieht in § 15 vor, daß u. a. die Nutzungsberech­
tigten von Grundstücken und Gebäuden in geeigneter Weise 
über vorgesehene Baumaßnahmen zu informieren sind. Der 
Inhalt dieser Information ist im § 10 Abs. 1 und 2 der DVO 
zum Baulandgesetz vom 15. Juni 1984 (GBl. I Nr. 17 S. 205) 
vorgeschrieben. Wichtig ist, .daß in den vorbereitenden Ge­
sprächen mit den Mietern für die notwendig werdenden Bau­
maßnahmen überall die gleichen rechtlichen Maßstäbe ange­
legt werden. Das ist letztlich auch ein Faktor für die Effek­
tivität der Baumaßnahmen unter 'bewohnten Bedingungen.

Da das geltende Recht keine ausdrücklichen Regelungen 
für die Rechtsbeziehumgen zwischen Vermietern und Mietern 
unter den Bedingungen des Bauens in bewohnten Wohnun­
gen enthält, sind in der Praxis zunehmend Fragen aufge­
worfen worden, die mit der Duldung von Baumaßnahmen, 
Mitwirkungshandlungen der Mieter (insbesondere bei der 
Schaffung der Baufreiheit), Ausgleichs- und Ersatzansprüchen 
des Mieters u. a. m. Zusammenhängen. Auf einige davon soll 
im folgenden näher eingegangen werden.1 2

Duldung von Baumaßnahmen unter bewohnten Bedingungen

Bei der komplexen Instandsetzung und Modernisierung han­
delt es sich um staatlich geplante Baumaßnahmen, die der 
Mieter in seiner Wohnung zu dulden hat. Diese Duldungs­
pflicht leitet sich aus § 110 ZGB ab.3 Angesichts zunehmender 
Dimensionen des Bauens unter bewohnten Bedingungen ist 
es zutreffend, ausdrücklich die Duldungspflicht des Mieters 
auch für derartige Baumaßnahmen zu bejahen.

Da diese Baumaßnahmen den Interessen der Bewohner 
selbst entsprechen und auftretende Probleme und Fragen 
durch entsprechende Öffentlichkeitsarbeit (vorbereitende Ge­
spräche) geklärt werden, ist die Realisierung der Duldungs- 
pflicht gewöhnlich eine Selbstverständlichkeit Dort, wo die 
Bereitschaft eines Mieters nicht gleich vordiegt, führen in der 
Regel weitere, eingehende Gespräche unter Einbeziehung von 
Vertretern der Hausgemeinschaft zum Erfolg. Lehnt es jedoch 
ein Mieter strikt ab, daß in seiner bewohnten Wohnung 
Baumaßnahmen durchgeführt werden, so muß im gesellschaft­
lichen Interesse — das durch die komplexe Instandsetzung 
und Modernisierung gegeben ist — eine rechtliche Lösung zur 
Absicherung dieser Baumaßnahmen gefunden werden.

Soweit die Voraussetzungen — insbesondere in Gestalt von 
Ersatzwohnraum — bestehen, gibt es zwei rechtliche Mög­
lichkeiten, die Wohnung für Baumaßnahmen freizumachen:
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